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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Manfred Bühler (svp, BE) forderte in einer Motion vom Bundesrat rasche Unterstützung
für Lehrbetriebe mit Kurzarbeit. Einige Betriebe seien aufgrund einer
Konjunkturschwäche von Kurzarbeit betroffen, diese treffe auch Lehrmeisterinnen und
Lehrmeister, welche dann für die Ausbildung der Lernenden fehlten, so Bühler. Daher
solle der Bundesrat den Kantonen zumindest als Pilotprojekt erlauben, vorübergehend
die Löhne der Ausbildnerinnen und Ausbildner zu bezahlen, welche im Rahmen der
Kurzarbeitsentschädigung (KAE) vollumfänglich erwerbstätig blieben. Die Massnahme
könne unkompliziert im Rahmen eines Antrages auf Kurzarbeit umgesetzt werden und
sei kostenneutral.
Der Bundesrat argumentierte, dass die ALV nur für die effektiv ausgefallene Arbeitszeit
eine KAE zahlen könne. Wenn Ausbildende weiterhin Vollzeit in ihrem normalen
Kompetenzbereich arbeiteten, hätten sie folglich keinen Anspruch auf KAE. Die ALV
könne hingegen mit einer Präventionsmassnahme zur Unterstützung der Lernenden
dabei helfen, die Lehrverträge aufrechtzuerhalten. Die Löhne der Ausbildnerinnen und
Ausbildnern werden in der Folge teilweise vom Fonds der Arbeitslosenversicherung
übernommen, obwohl sie ihre Tätigkeit zur Ausbildung der Lernenden fortsetzen. Die
KAE dürften nicht mit diesen Präventionsmassnahmen verwechselt werden, denn die
Lehrmeisterinnen und Lehrmeister, die von einer Präventionsmassnahme profitierten,
dürften keine KAE in Anspruch nehmen. Diese aktuelle Praxis funktioniere und sei für
die Unternehmen zumutbar, resümierte der Bundesrat.
Der Nationalrat nahm die Motion entgegen des bundestätlichen Antrages in der
Herbstsession 2018 mit 114 zu 63 Stimmen bei 5 Enthaltungen an, wobei alle SP- und alle
SVP-Mitglieder und zahlreiche Grüne für Annahme des Vorstosses stimmten.
Im Ständerat wurde im Sommer 2019 detaillierter über den Vorstoss diskutiert. Eine
knappe Mehrheit der WAK-SR hatte sich ebenfalls für die Annahme der Motion
ausgesprochen. Ihre Befürworter, wie etwa Pirmin Bischof (cvp, SO) oder Didier
Berberat (sp, NE), unterstrichen in ihren Voten, dass das Ziel des Vorstosses darin liege,
die Ausbildung der Auszubildenden auch in konjunkturell schwierigen Zeiten
sicherzustellen und dadurch die Qualität des dualen Bildungssystems aufrecht zu
erhalten. Dies sei vor allem für gewisse Branchen, die unter einem Mangel an
Fachkräften litten, umso wichtiger. Ruedi Noser (fdp, ZH) hingegen vertrat die Ansicht
einer Kommissionsminderheit, als er darlegte, dass das Problem mit der geltenden
Arbeitslosengesetzgebung gelöst werden könne, dass die Umsetzung einen
administrativen Mehraufwand bedeute und dass eine solche Massnahme zu
Marktverzerrungen führen könne, wenn die öffentliche Hand den Lohn eines
Ausbildendens zahle, währenddem derselbe Ausbildende einen Gewinn für das
entsprechende Unternehmen generiere. Arbeitsminister Parmelin schloss sich den
Argumenten von Ruedi Noser an und resümierte, dass die bestehenden Bestimmungen
ausreichten, um das Ziel der Motion zu erreichen. Er befürchtete zudem ebenfalls ein
gewisses Risiko für Missbrauch in diesem Bereich. In der Abstimmung folgte der
Ständerat der Mehrheit seiner Kommission und nahm die Motion mit 31 zu 11 Stimmen
an. 1

MOTION
DATUM: 26.09.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

In Umsetzung einer überwiesenen Motion Bühler (svp, BE; Mo. 16.3884) präsentierte der
Bundesrat im Februar 2023 die Botschaft zur Regelung von
Kurzarbeitsentschädigungen für Berufsbildnerinnen und Berufsbildner. Die
entsprechende Ausnahmeregelung im Arbeitslosenversicherungsgesetz soll
sicherstellen, dass Lehrmeisterinnen und Lehrmeister ihre Arbeit in der Ausbildung von
Lernenden auch dann weiterführen können, wenn der Betrieb aufgrund der
allgemeinen wirtschaftlichen Lage für die betroffenen Berufsbildenden
Kurzarbeitsentschädigungen beantragt hat. Ohne diese Klausel bestünde die Gefahr,
dass Auszubildende nicht in ausreichender Qualität betreut werden können, wenn
Berufsbildende Kurzarbeitsentschädigung erhalten und während dieser Zeit nicht
arbeiten dürfen. Die Ausnahmebestimmung soll nur zur Anwendung kommen, wenn die
Ausbildung nicht auf eine andere Art sichergestellt werden kann, erklärte der
Bundesrat. Eine ähnliche Bestimmung wurde während der Corona-Pandemie auch im
Covid-19-Gesetz sowie in der Covid-19-Verordnung verankert, welche aber Ende 2023

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.02.2023
MARCO ACKERMANN
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ausläuft. Mit der vorliegenden Gesetzesanpassung könne auch nach 2023 eine qualitativ
hochstehende Ausbildung in den Lehrbetrieben in wirtschaftlich herausfordernden
Zeiten sichergestellt werden, war der Bundesrat überzeugt. 
In der Vernehmlassung von Juni bis September 2022 war die Vorlage auf breite
Unterstützung gestossen. Von den 37 Stellungnahmen fiel nur die Rückmeldung des
Kantons Glarus ablehnend aus. Der Kanton argumentierte, dass es für eine
angemessene Ausbildung angesichts der allfällig wirtschaftlich schwierigen Lage auch
Arbeitsaufträge benötige und die Vorlage zu erheblichem administrativem Aufwand
führe. Letzterem Bedenken, welches auch von anderen Vernehmlassenden ins Feld
geführt worden war, wollte der Bundesrat mit klaren Vorgaben bezüglich der
Zuständigkeiten begegnen. 2

1) AB NR, 2018, S. 1631; AB SR, 2019, S. 436 ff.; Bericht WAK-SR vom 2.5.19
2) BBI 2023 577; Ergebnisbericht Vernehmlassung vom Februar 2023
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